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Formular 1

Formblatt für Teilnahmeantrag
im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“

Hiermit erkläre ich/erklären wir 
a) als Bewerber/Bewerberin bzw. Bewerbergemeinschaft
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung, Anschrift und E-Mail-Adresse des Bewerbers oder der Bewerberin bzw. der Bewerbergemeinschaft)

     
     
     
     
     
     
     
b) Alle projektdurchführenden bzw. für die Erbringung der Leistung verantwortlichen Personen (auch die von Unterauftragnehmern mit Eignungsleihe) 
	Name, berufliche Anschrift und 
E-Mail-Adresse der 
Projektdurchführenden

	Qualifikation(en) der   
Projektdurchführenden

	     

	     

	     

	     

	     

	     

	     
	     


c) Ansprechpartner/Ansprechpartnerin bzw. Kontaktperson
     
     
     
     
     
     
     

dass ich/wir zu dem o.g. Ausschreibungsverfahren den als Anlage beigefügten Teilnahmeantrag abgebe/n und bis zum Abschluss der Phase 1 aufrechterhalte/n.
d) Weitere Angaben:
aa) Teilnahme an dem Vergabeverfahren als Bewerbergemeinschaft:

(bitte Ja/Nein ankreuzen)
☐  Ja
☐  Nein

	Beachte: 
Sofern „ja“ angekreuzt wurde, sind folgende Unterlagen zusätzlich vorzulegen (siehe auch Anlage 6: Checkliste):
· ausgefülltes Formular 5: Erklärung über Bildung einer Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft
· für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft ausgefülltes Formular 2: Erklärung über die Neutralität und politische Unabhängigkeit
· für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft ausgefülltes Formular 3: Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen





ab) Inanspruchnahme der Kapazitäten anderer Unternehmen (= Verleiher/Verleiherinnen) zur Erfüllung der Eignungskriterien (s. Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise) im Wege der Eignungsleihe:

(bitte Ja/Nein ankreuzen)
☐  Ja
☐  Nein

	Beachte: 
Sofern „ja“ angekreuzt wurde, sind folgende Unterlagen zusätzlich vorzulegen (siehe auch Anlage 6: Checkliste):
· ausgefülltes Formular 6: Erklärung über Eignungsleihe
· von jedem Verleiher oder jeder Verleiherin ausgefülltes Formular 2: Erklärung über die Neutralität und politische Unabhängigkeit
· von jedem Verleiher oder jeder Verleiherin ausgefülltes Formular 3: Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen
· von jedem Verleiher oder jeder Verleiherin ausgefülltes Formular 7: Verpflichtungserklärung des Verleihers oder der Verleiherin
(oder Vorlage eines anderen Nachweises, aus dem sich zweifelsfrei ergibt, dass die notwendige Unterstützung zugunsten des Bewerbers oder der Bewerberin bzw. Bewerbergemeinschaft sichergestellt sein wird, wenn diese benötigt wird)




ac) Weitergabe von Teilen des Auftrags an Unterauftragnehmer, deren Kapazitäten nicht im Wege der Eignungsleihe in Anspruch genommen werden:

(bitte Ja/Nein ankreuzen)
☐  Ja
☐  Nein
Hinweis: 
Weitere Angaben (insbesondere Namen der Unterauftragnehmer) sind im Rahmen des Teilnahmeantrags nicht erforderlich.


Nach Zusammenstellung der Unterlagen für den Teilnahmeantrag bitte anhand der Checkliste (in Anlage 6 zu den Vergabeunterlagen) prüfen, ob alle erforderlichen Unterlagen vorliegen. Dabei ist die Checkliste (Ziffer 1) – durch ankreuzen – auszufüllen und dem Teilnahmeantrag beizufügen. Welche Unterlagen einzureichen sind, ergibt sich aus Ziffer 4.3.3. der Vergabeunterlagen und der Übersicht (unter Ziffer 1) in der Checkliste.




     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin[footnoteRef:1], Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion) [1:  Textform (§ 126b BGB) genügt (siehe auch Ziffer 4.3.2. der Vergabeunterlagen). Dies gilt für alle zu unterzeichnenden Felder in den Ausschreibungsunterlagen. Hierbei ist der Name der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, anzugeben. ] 






Formular 2

Erklärung über die Neutralität bzw. interessenneutrale Auftragsdurchführung und politische Unabhängigkeit 
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“

a) Hiermit erkläre ich/erklären wir
(für jeden Bewerber/jede Bewerberin bzw. jedes Mitglied einer Bewerbergemeinschaft und Unterauftragnehmer mit Eignungsleihe ist ein gesondertes Formular 2 auszufüllen, siehe Anlage 6 (Checkliste))
      (genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift)

     
     
     
     
     
     
     
b) Alle projektdurchführenden bzw. für die Erbringung der Leistung verantwortlichen Personen  

     
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

Ich versichere/wir versichern meine/unsere Neutralität in Bezug auf den Auftragsgegenstand und politische Unabhängigkeit.
Die folgenden Angaben möchte ich/möchten wir in Bezug auf die o.g. Punkte machen:[footnoteRef:2] [2:  Die folgenden Angaben beziehen sich insbesondere auf den fakultativen Ausschlusstatbestand auf der Eignungsebene wegen eines Interessenkonflikts auf Auftragnehmendenseite, welcher den öffentlichen Auftrag nachteilig beeinflussen könnte, vgl. § 46 Absatz 2 VgV. Durch die Angaben wird der Auftraggeberin die Prüfung ermöglicht, ob ein Interessenkonflikt bei dem Bewerber oder der Bewerberin vorliegen könnte (Beurteilungsspielraum) und ob hierdurch die berufliche Leistungsfähigkeit verneint werden muss (Ermessensspielraum). Bevor die Auftraggeberin die berufliche Leistungsfähigkeit aufgrund eines Interessenkonflikts verneint, wird der Bewerber oder die Bewerberin angehört. Hier kann der Bewerber oder die Bewerberin zur Entlastung organisatorische oder qualitätssichernde Gegenmaßnahmen vortragen, die eine interessenneutrale Auftragsdurchführung sicherstellen und zum Nachweis z.B. entsprechende Verpflichtungserklärungen vorlegen. ] 

· Sofern eine Verflechtung zu Parteien, Stiftungen etc. in wirtschaftlicher oder organisatorischer Hinsicht besteht, ist diese auf einem gesonderten Blatt anzugeben.
· Sofern eine Verbindung zum Untersuchungsgegenstand selbst in wirtschaftlicher oder geschäftlicher Hinsicht besteht, ist diese ebenfalls auf einem gesonderten Blatt anzugeben. (Hier wäre beispielsweise eine Tätigkeit als Berater oder Beraterin für solche Unternehmen anzugeben, die Gegenstand der Untersuchung sein können oder die ein wirtschaftliches bzw. geschäftliches Interesse am Ergebnis der Untersuchung haben könnten). Es wird hier auch auf die Leitlinie 16 „Vertraulichkeit und Neutralität bei Begutachtungen und Beratungen“ der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) verwiesen. Hiernach sind Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen verpflichtet, etwaige Interessenskonflikte oder Befangenheiten, die in Bezug auf das begutachtete Forschungsvorhaben oder den Gegenstand der Beratung begründet sein könnten, unverzüglich bei der zuständigen Stelle anzuzeigen. 
· Zu folgenden Interessen- und Wirtschaftsverbänden, sowie Unternehmen, die inhaltliche Berührungspunkte mit dem o. g. Forschungsthema haben, stehe ich/stehen wir in geschäftlicher oder beruflicher Verbindung:
(Im Rahmen einer Bewerbergemeinschaft bitte angeben, bei welchem Mitglied die Verbindung besteht. Sollten die in den Formularen vorgesehenen Felder für Ihre Angaben nicht ausreichend sein, kann dafür ein zusätzliches Blatt unter Angabe der Formularnummer und des konkreten Punktes verwendet werden.)
1.      
2.      
3.      
4.      
5.      
6.      

· Ich habe/wir haben in den vergangenen drei Jahren von folgenden Parteien, Stiftungen, Verbänden etc. Aufträge bzw. Spenden (über 10.000 Euro) angenommen (bitte angeben: Partei etc., Auftrag):
(Im Rahmen einer Bewerbergemeinschaft bitte angeben, welches Mitglied die Aufträge bzw. Spenden angenommen hat. Sollten die in den Formularen vorgesehenen Felder für Ihre Angaben nicht ausreichend sein, kann dafür ein zusätzliches Blatt unter Angabe der Formularnummer und des konkreten Punktes verwendet werden.)
1.      
2.      
3.      
4.      
5.      
6.      


	     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)


Formular 3

Erklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
(gemäß § 42 VgV i. V. m. § 123 und § 124 GWB)
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Hiermit erkläre ich/erklären wir
(für jeden Bewerber/jede Bewerberin bzw. jedes Mitglied einer Bewerbergemeinschaft und jeden Unterauftragnehmer mit Eignungsleihe ist ein gesondertes Formular 3 auszufüllen, siehe Anlage 6 (Checkliste))
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift)
     
     
     
     
     
     

· dass keine Person, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen[footnoteRef:3] ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen meinem/unserem Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist[footnoteRef:4] wegen einer Straftat nach: [3:  Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher bzw. Verantwortliche gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.]  [4:  Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.
] 

a) § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
b) § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
c) § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
d) § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
e) § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
f) § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
g) § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung),
h) den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
i) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
j) den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis und 233a des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung),

· dass mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und diesbezüglich keine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung vorliegt bzw. mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass ich/wir mich/uns zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen Säumnis- und Strafzuschläge verpflichtet habe/n.

1. Ich erkläre/wir erklären außerdem, dass 
· mein/unser Unternehmen nicht bei der Ausführung öffentlicher Aufträge gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
· mein/unser Unternehmen nicht zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens kein Insolvenzverfahren oder kein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse nicht abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
· mein/unser Unternehmen nicht im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens[footnoteRef:5] infrage gestellt wird, [5:  Siehe Fußnote Nr. 2] 

· mein/unser Unternehmen keine Vereinbarung mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken können,
· mein/unser Unternehmen keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat
· mein/unser Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien keine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln,
· mein/unser Unternehmen
a) nicht versucht hat, die Entscheidungsfindung der öffentlichen Auftraggeberin in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) nicht versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) keine fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung der öffentlichen Auftraggeberin erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

2. Mir/Uns ist bewusst, dass die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen 
· zu meinem/unserem Ausschluss vom Vergabeverfahren sowie
· zur fristlosen Kündigung eines erteilten Auftrages wegen Verletzung einer vertraglichen Nebenpflicht aus wichtigem Grunde führen kann.



     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)

Hinweis:
Sofern einer der o.g. Ausschlussgründe vorliegt, können Sie auch Nachweise dafür erbringen, dass Sie ausreichende Maßnahmen für eine Selbstreinigung im Sinne des § 125 Absatz 1 GWB erbracht haben.
Zu diesem Zweck weisen Sie nach[footnoteRef:6], dass [6:  Siehe § 42 Absatz 1 VgV i. V. m. § 125 GWB (Selbstreinigung)] 

· Sie für jeden durch eine Straftat oder Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet haben, 
· die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat und dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammen stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und der öffentlichen Auftraggeberin umfassend geklärt haben und
· konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen haben, die geeignet sind, weitere Straftaten oder Verfehlungen zu vermeiden.

Diese/r Nachweis/e ist/sind dem Formular 3 als Anhang beizufügen. Dafür kann ein zusätzliches Blatt unter Angabe der Formularnummer verwendet werden.
Formular 4

Erklärung zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022/1269 
des Rates vom 21. Juli 2022
(Russland-Bezug)
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Hiermit erkläre/ich/erklären wir als Bewerber/Bewerberin bzw. Bewerbergemeinschaft,
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift des Bewerbers oder der Bewerberin bzw. der einzelnen Mitglieder der Bewerbergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

1. Ich/Wir erkläre/n, dass ich/wir nicht zu den in Artikel 5k Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022/1269 des Rates vom 21. Juli 2022 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren, genannten Personen oder Unternehmen gehöre/n, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen,

a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers oder der Bewerberin oder die Niederlassung des Bewerbers oder der Bewerberin in Russland,
b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, an dem oder der Bewerber oder die Bewerberin über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%,
c) durch das Handeln des Bewerbers oder der Bewerberin im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.

2. Ich/wir erkläre/n, dass die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Lieferantinnen oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift gehören.

3. Ich/Wir bestätigen und stellen sicher, dass auch während der Vertragslaufzeit keine als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Lieferantinnen oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen mit einem Bezug zu Russland im Sinne von Ziffer 1 eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt.





     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)




Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 21. Juli 2022 lautet wie folgt:
„(1) Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 Buchstaben a bis d, Artikel 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG sowie unter Titel VII der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a) russische Staatsangehörige, in Russland ansässige natürliche Personen oder in Russland niedergelassene juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 % unmittelbar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, oder
c) natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, 
einschließlich — wenn auf sie mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt — Unterauftragnehmer, Lieferanten/Lieferantinnen oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a) den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e) soweit nicht nach Artikel 3m oder 3n verboten – den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4) Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.“



	


Formular 5 

Nur im Falle einer Teilnahme als Bewerbergemeinschaft auszufüllen!

Erklärung über Bildung einer Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Hiermit erklären wir als Bewerbergemeinschaft,
(genaue Namensbezeichnung der Bewerbergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     
     
das Folgende:

a) Wir, die nachstehend aufgeführten Mitglieder dieser Bewerbergemeinschaft, haben uns zu einer Bewerbergemeinschaft zusammengeschlossen, um einen gemeinsamen Teilnahmeantrag zur o.g. Ausschreibung einzureichen. 
Wir erklären, dass wir im Auftragsfall gegenüber der Auftraggeberin als Gesamtschuldnerhaften werden.
b) Bevollmächtigter Vertreter/bevollmächtigte Vertreterin der/die die aufgeführten Mitglieder der Bewerbergemeinschaft gegenüber der Auftraggeberin rechtsverbindlich vertritt sowie berechtigt ist, einen gemeinsamen Teilnahmeantrag bzw. ein gemeinsames Angebot abzugeben, ist das nachstehend bezeichnete federführende Mitglied. 

	Mitglied
	Leistungsteil/e
	Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion[footnoteRef:7]   [7:  von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft anzugeben; Textform, § 126b BGB, genügt.] 

(ggf. Firmenstempel)

	Federführend:


	
	

	


	
	

	


	
	

	


	
	

	


	
	

	


	
	

	


	
	


	
(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)
 

   
     


     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)

     
     




Formular 6 

Nur im Falle einer Eignungsleihe auszufüllen!

Erklärung über Eignungsleihe
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Hiermit erkläre ich/erklären wir als Bewerber/Bewerberin bzw. Bewerbergemeinschaft,
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift des Bewerbers oder der Bewerberin bzw. der einzelnen Mitglieder der Bewerbergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

Ich/Wir beabsichtige/n zum Nachweis meiner/unserer Eignung die Kapazitäten anderer Unternehmen bzw. Forscher/Forscherinnen in Anspruch zu nehmen.

	Unternehmen bzw. Forscher/Forscherinnen
(Firmenname, Sitz)
	Welches Eignungskriterium soll (zum Teil) durch das Unternehmen bzw. den Forscher oder die Forscherin erfüllt werden (Mindest-Eignungskriterium Nr. 1, Eignungskriterium mit Bewertungsmaßstab Ziffer (1.1…))[footnoteRef:8] ? [8:  Siehe Anlage 2 zu den Vergabeunterlagen.] 


	
	



	
	



	
	



	
	



	
	



	
	



	
	




(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)




     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)



Formular 7 

Nur im Falle einer Eignungsleihe auszufüllen!

Verpflichtungserklärung des Verleihers oder der Verleiherin
zum Teilnahmeantrag im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“

Hiermit erkläre ich/erklären wir
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung, Anschrift und gesetzlicher Vertreter/gesetzliche Vertreterin des sich verpflichtenden Unternehmens)
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

a) Ich/Wir verpflichte/n mich/uns gegenüber der Auftraggeberin, im Falle der Auftragsvergabe an den Bewerber oder die Bewerberin bzw. Bewerbergemeinschaft (bitte eintragen),

     
     
     
     
     
     

diesem oder dieser mit den erforderlichen Kapazitäten meines/unseres Unternehmens für die im Formular 6 (Erklärung über Eignungsleihe) genannten Eignungsanforderungen zur Verfügung zu stehen.



     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Verleiher/Verleiherin, Funktion)	(Bezeichnung Verleiher/Verleiherin, Funktion)



Formular 8

Angaben zu Mindest-Eignungskriterien

Bitte zu den Mindest-Eignungskriterien, sofern diese bei den in dem Forschungsvorhaben beteiligten Forschern oder Forscherinnen vorhanden sind, die nachstehend beigefügte Eigenerklärung zu Formular 8 ausfüllen.
	Mindest-Eignungskriterien
	Eignungsnachweis

	1. Qualifikation der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Fachkräfte (Forschende) in folgendem Bereich:
Erfolgreicher Abschluss der zweiten juristischen Staatsprüfung bzw. Befähigung zum Richteramt.
	Zu erbringen durch die Eigenerklärung zu Formular 8.

	2. Der Bewerber/die Bewerberin hat keine Interessen, die mit der Ausführung des öffentlichen Auftrags im Widerspruch stehen und sie nachteilig beeinflussen können, vgl. § 46 Absatz 2 VgV.
	Hinweis: Die Prüfung dieses fakultativen Ausschlusstatbestands auf der Eignungsebene obliegt der Auftraggeberin.
Um eine Prüfung zu ermöglichen, hat der Bewerber/die Bewerberin das Formular 2 der Anlage 1 auszufüllen.



Hinweis: Die Mindest-Eignungskriterien (Nr. 1 und 2 in der vorstehenden Tabelle) müssen zwingend erfüllt sein. Ist eines der Mindest-Eignungskriterien nicht erfüllt, wird der Bewerber oder die Bewerberin von dem weiteren Verfahren ausgeschlossen (siehe hierzu im Einzelnen Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise).


Eigenerklärung zu Formular 8

Eigenerklärung über den erfolgreichen Abschluss der zweiten juristischen Staatsprüfung bzw. die Befähigung zum Richteramt

Hiermit erkläre ich/erklären wir, dass bei mindestens einer Person der in dem Forschungsvorhaben beteiligten Forschenden ein erfolgreicher Abschluss der zweiten juristischen Staatsprüfung bzw. die Befähigung zum Richteramt vorliegt.

Name mindestens eines Forschers oder einer Forscherin, auf den oder die das oben beschriebene Kriterium zutrifft: ______________________________________________________




     ,		den	     
(Ort)		(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)


Az.: III 3 - 3003/03-0006		 

Formular 9

Angaben zum Nachweis der Erfahrung der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Fachkräfte



Tabelle 1: Einschlägige berufliche Tätigkeiten in den hier maßgeblichen Themengebieten (siehe Ziffer 1.1 der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise)

	
	
Forscher/Forscherin
	
Beschreibung der Tätigkeit
	
Zeitraum der Tätigkeit

[Bitte Anfangs- und Enddatum möglich genau – MM/JJJJ – eintragen.]


	1.
	






	
	

	2.
	






	
	

	3.
	






	
	



(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)


[Beachte: Es gelten die in der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise (Ziffer 1.1) aufgeführten Bewertungsmaßstäbe und (Mindest-)Anforderungen.]



Tabelle 2: Veröffentlichungen/wissenschaftliche Publikationen in den hier maßgeblichen Themengebieten (siehe Ziffer 1.2 der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise)

	
	
Forscher/Forscherin
	
Publikation

	
Alleinige Autorschaft (A) oder
Mitautorschaft (M)

[Bitte den entsprechenden Buchstaben (A oder M) eintragen.]

	1.
	






	
	

	2.
	






	
	

	3.
	






	
	

	4.
	






	
	

	5.
	






	
	



(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)


[Beachte: Es gelten die in der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise (Ziffer 1.2) aufgeführten Bewertungsmaßstäbe und (Mindest-)Anforderungen.]


Tabelle 3: Erfahrung der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Fachkräfte (Forschende) im Umgang mit einschlägigen Forschungsmethoden (siehe Ziffer 2 der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise)

Bitte ankreuzen und Namen der Forschenden eintragen:

	Beteiligte Forschende, die einschlägige Referenzen vorweisen können (bitte in den nachstehenden Tabellen bei den einzelnen Vorhaben markieren):


	
	F1
	Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin:
	




	
	F2
	Ggf. Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin:
	




	
	F3
	Ggf. Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin:


	




	
	F4
	Ggf. Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin:

	




	
	F5
	Ggf. Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin:
	




	
	F6
	Ggf. Referenzen des/der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschers/Forscherin: 

	



Hinweis: Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder (im Falle eines/einer siebten, achten usw. Forschers/Forscherin) nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder (mit F7, F8 usw.) einfügen und weitere Einträge vornehmen. Bitte dann in der nachstehenden Tabelle die fünfte Spalte ebenfalls entsprechend ergänzen (mit F7, F8 usw.).

Achtung: Referenzen der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschenden von Unterauftragnehmern/Dritten dürfen im Rahmen der Eignungsprüfung nur dann gewertet werden, wenn der Bewerber/die Bewerberin bzw. die Bewerbergemeinschaft sich im Hinblick auf seine/ihre Leistungsfähigkeit zugleich auf die Referenzen der mit der Leistungserbringung einzusetzenden Forschenden dieser Unterauftragnehmer/Dritten im Wege der Eignungsleihe beruft (siehe hierzu Ziffer 4.3.5.2. i. V. m. Ziffer 4.3.5.1. der Vergabeunterlagen). 
Bitte nehmen Sie in dieser (und den nachstehenden) Zeile/n und in den nachstehenden Tabellen daher nur dann Eintragungen für Unterauftragnehmer/Dritte vor, wenn dieser/diese tatsächlich auch im Wege der Eignungsleihe herangezogen wird.




In der nachfolgenden Tabelle sind für den Zeitraum der vergangenen drei Jahre (gerechnet ab Ablauf der Teilnahmefrist) als Nachweis der beruflichen Leistungsfähigkeit Referenzen vergleichbarer Leistungen anzugeben. Vergleichbare Leistungen sind nur dann gegeben, wenn praktische Erfahrungen in der Durchführung/Begleitung von Studien vorliegen, in denen die für das zu vergebende Forschungsvorhaben relevanten Methodenkenntnisse angewandt worden sind, d. h. (1) in der Durchführung von Interviews und Befragungen, (2) in der Analyse von Rechtsprechung, (3) in der Datenanalyse - sowie jeweils die zugehörige (statistische) Auswertung und Darstellung der Ergebnisse.

	Referenzliste (siehe Ziffer 2 der Anlage 3: Eignungskriterien und -nachweise)

	Nr.
	Forschungsvorhaben
Gegenstand/Titel

(mit kurzer Beschreibung/Erläuterung des Forschungsvorhabens)
	Ggf. Auftraggeber/Auftraggeberin
	Zeitraum
	Beteiligte Forschende
Bitte die Verantwortung für die angewandte Methode wie folgt eintragen:
A: Alleine und eigenständig
G: Gleichberechtigt mit weiterem Forscher/weiterer Forscherin
N: Nachrangige Verantwortung; Unterstützung
Die Methode entsprechend der letzten Spalte dabei mit 1, 2 
oder 3 angeben (z.B. für eigenständige Durchführung von Interviews und Unterstützung bei der Analyse von Rechtsprechung: 1A, 2N)
	Stand des Vorhabens 

[A = Abgeschlossen; L = Laufend]

[Bitte den entsprechenden Buchstaben (A oder L) eintragen.]
	Vergleichbare Leistungen (angewandte Methodenkenntnisse)

(1) Durchführung von Interviews und Befragungen – sowie die zugehörige (statistische) Auswertung und Darstellung der Ergebnisse
(2) Analyse von Rechtsprechung – sowie die zugehörige (statistische) Auswertung und Darstellung der Ergebnisse
(3) Datenanalyse – sowie die zugehörige (statistische) Auswertung und Darstellung der Ergebnisse

Bitte angeben, welche Referenzmethoden jeweils angewandt wurden/werden; dies mit einer kurzen Erläuterung auch zur Bedeutung der Methode für das Vorhaben (insgesamt tragend / tragend nur für einzelne Fragestellungen / nachrangig).
(siehe hierzu auch die Übersicht zur Bedeutung der Methode für das Referenzprojekt in Ziffer 2 der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise).

	
	
	
	
	F1
	F2
	F3
	F4
	F5
	F6
	
	

	1.
	






	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	2.
	






	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	3.
	






	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	4.
	






	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	5.
	






	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	6.
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	



(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)

[Beachte: Es gelten die in der Anlage 2: Eignungskriterien und -nachweise (Ziffer 2) aufgeführten Bewertungsmaßstäbe und (Mindest-)Anforderungen.]




	     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)			(Bezeichnung Bewerber/Bewerberin, Funktion)


Formular 10

Formblatt für Angebot
zum Angebot im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
a) Hiermit erkläre ich/erklären wir als Bieter/Bieterin bzw. Bietergemeinschaft,
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung, Anschrift und E-Mail-Adresse des Bieters oder der Bieterin bzw. der Bietergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     
     

Projektdurchführende (sofern relevant, bspw. bei Universitätsinstituten),
     
     
     
     
     
     
     
dass ich/wir zu dem o.g. Ausschreibungsverfahren das als Anlage beigefügte Angebot abgebe/n und bis zum [tt.mm.jjjj; einzusetzen ist das Ende der Bindefrist, das bei der Aufforderung zur Angebotsabgabe mitgeteilt wird] aufrecht erhalte/n. 
Hinweis: Die Bindefrist beginnt mit dem Tag nach dem Ablauf der Angebotsfrist und beträgt 3 Monate.

b) Soweit vorhanden, bitte folgende Angaben für den Bieter oder die Bieterin bzw. die Bietergemeinschaftsmitglieder eintragen (siehe § 3 Absatz 1 Nr. 4 f) bis h) WRegG):
Handelsregisternummer (HRA- bzw. HRB-Nummer):

     
     
     

Registergericht:

     
     
     

Umsatzsteuer-ID (USt-ID):

     
     
     
Hinweis: Für den Fall einer durch die Auftraggeberin beabsichtigten Zuschlagserteilung, dienen die vorstehenden Informationen einer gemäß § 6 Absatz 1 Satz 1 WRegG durchzuführenden Abfrage beim Wettbewerbsregister nach Eintragungen zu dem Bieter oder der Bieterin bzw. zu den Bietergemeinschaftsmitgliedern (siehe hierzu auch Ziffer 5.3. der Vergabeunterlagen).

c) Soweit einschlägig, bitte angeben, ob es sich bei dem Bieter oder der Bieterin bzw. Mitglied der Bietergemeinschaft um ein Kleinstunternehmen, ein kleines Unternehmen oder ein mittleres Unternehmen (KMU) handelt?[footnoteRef:9]  [9:  Vgl. Empfehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). Diese Angabe wird nur für statistische Zwecke verlangt.
Kleinstunternehmen: Unternehmen, die weniger als 10 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz und/oder Jahresbilanzsumme 2 Mio. EUR nicht übersteigt.
Kleine Unternehmen: Unternehmen, die weniger als 50 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz und/oder Jahresbilanzsumme 10 Mio. EUR nicht übersteigt.
Mittlere Unternehmen: Unternehmen, bei denen es sich weder um Kleinstunternehmen noch um kleine Unternehmen handelt, die weniger als 250 Personen beschäftigen und deren Jahresumsatz 50 Mio. EUR nicht übersteigt und/oder deren Jahresbilanzsumme 43 Mio. EUR nicht übersteigt.] 

(bitte Ja/Nein ankreuzen; bei einer Bietergemeinschaft für jedes Mitglied zu beantworten)
☐  Ja
☐  Nein

Ggf. ergänzende Angaben (im Falle einer Bietergemeinschaft):
     
     
     
     
     
     
     
     


d) Bitte angeben, ob beabsichtigt ist, Teile des Auftrags an Unterauftragnehmer zu vergeben:
(bitte Ja/Nein ankreuzen)
☐  Ja
☐  Nein

Beachte:
Sofern „ja“ angekreuzt wurde, ist zusätzlich zum Angebot das ausgefüllte Formular 11: Erklärung über Unteraufträge vorzulegen (siehe auch Anlage 6: Checkliste)



Nach Zusammenstellung der Unterlagen für das Angebot bitte anhand der Checkliste (in Anlage 6 zu den Vergabeunterlagen) prüfen, ob alle erforderlichen Unterlagen vorliegen. Dabei ist die Checkliste (Ziffer 2) – durch ankreuzen – auszufüllen und dem Angebot beizufügen. Welche Unterlagen einzureichen sind, ergibt sich aus Ziffer 4.4.2. der Vergabeunterlagen und der Übersicht (unter Ziffer 2) in der Checkliste.



	     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)	
	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)

Formular 11 

Nur bei geplanter Unterauftragsvergabe auszufüllen!

Erklärung über Unteraufträge
zum Angebot im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Hiermit erkläre ich/erklären wir als Bieter/Bieterin bzw. Bietergemeinschaft,
(genaue Namensbezeichnung des Bieters oder der Bieterin bzw. der Bietergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

Zur Ausführung der im Angebot enthaltenen Leistungen werden nachfolgend die durch Unterauftragnehmer zu erbringenden Teilleistungen und – soweit zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe schon bekannt - die Namen der vorgesehenen Unterauftragnehmer benannt (siehe auch Ziffer 4.3.5.2. der Vergabeunterlagen).

	Unterauftragnehmer/Unterauftragnehmerin
(Firmenname, Sitz)
	Angabe der übernommenen Auftragsteile/des Leistungsbereiches

	
	



	
	



	
	



	
	



	
	



	
	



	


	



(Sollten die vorhandenen Eintragungsfelder nicht ausreichen, bitte weitere Eintragungsfelder einfügen und weitere Einträge vornehmen.)
     
Hinweis:
Entsprechende Nachweise sind erst vor Zuschlagserteilung – auf Anforderung der Auftraggeberin – zu erbringen (siehe auch Ziffer 4.3.5.2. der Vergabeunterlagen).

     


     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)













Formular 12
Preisblatt
zum Angebot im Vergabeverfahren
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
Das Angebot umfasst einen Plan zur Laufzeit und den anfallenden Kosten (Kostenkalkulation). Aus diesem Zeit- und Kostenplan ergeben sich die nachfolgend dargestellten Daten (siehe Ziffer 4.4.2. der Vergabeunterlagen).
Soweit die Abgabe mehrerer Angebote beabsichtigt ist, müssen sich die Daten betreffend die Laufzeit und die Kosten für jedes Angebot zweifelsfrei aus der Planung entnehmen lassen. Soweit erforderlich, ist für jedes Angebot ein gesonderter Zeit- und Kostenplan zu erstellen.
Bieter/Bieterin bzw. Bietergemeinschaft (Name/Firmenbezeichnung und Anschrift):
     
     
     
     
     
     
     

Projektbeginn:      	Projektabschluss:      	Laufzeit in Monaten:      
(Monat/Jahr)	(Monat/Jahr)
[bookmark: Text6]Netto–Grundbetrag	      €
zuzüglich Overheadkosten in Höhe von	      €
Netto–Gesamtbetrag (= Netto-Grundbetrag + Overhead) 	      €
zuzüglich Umsatzsteuer in Höhe von    Prozent	      €
Brutto-Auftragssumme	      €
Dieses Preisblatt (Formular 12) entbindet den Bieter oder die Bieterin/die Bietergemeinschaft nicht von der Verpflichtung, mit dem Angebot einen detaillierten Kostenplan im Sinne von Ziffer 4.4.2. der Vergabeunterlagen vorzulegen.



     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)		(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)


Formular 13

Erklärung über die Einhaltung der gültigen Standesregeln und Richtlinien der Markt- und Sozialforschung
zum Angebot im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
a) Hiermit erkläre ich/erklären wir als Bieter/Bieterin bzw. Bietergemeinschaft,
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift des Bieters oder der Bieterin bzw. der Bietergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

Ich versichere/wir versichern, dass ich/wir bei der Durchführung des Forschungsprojekts mindestens die Vorgaben des ICC/ESOMAR Internationaler Kodex zur Markt-, Meinungs- und Sozialforschung sowie zur Datenanalytik und die diesem Kodex vorangestellte Erklärung für die Bundesrepublik Deutschland, wie auch die einzelnen von den Verbänden der deutschen Markt- und Sozialforschung gemeinsam formulierten Richtlinien (zusammen „Standesregeln der Markt-, Meinungs- und Sozialforschung in Deutschland“) einhalte/n.
Insbesondere auch die Qualitätsstandards der DIN ISO 20252 sowie die Leitlinie 1, die Leitlinien 7 bis 12 und die Leitlinien 16 und 17 der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) „Leitlinien zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis“.


Darüber hinaus halte ich mich/halten wir uns an folgende Vorgaben (optionale Angabe):
     
     
     
     
     
     
	     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)

Formular 14

Erklärung über die Verwendung von Recyclingpapier bei der Durchführung des Forschungsvorhabens
zum Angebot im Rahmen des Vergabeverfahrens
„Evaluierung des Gesetzes über die Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und Einfamilienhäuser“
a) Hiermit erkläre ich/erklären wir als Bieter/Bieterin bzw. Bietergemeinschaft,
(genaue Namens-/Firmenbezeichnung und Anschrift des Bieters oder der Bieterin bzw. der Bietergemeinschaft)
     
     
     
     
     
     

das Folgende:

Ich versichere/wir versichern, für Kopierarbeiten, Briefumschläge und Druckerzeugnisse bei der Durchführung des Forschungsvorhabens ausnahmslos Recyclingpapier zu verwenden, das mit dem Umweltzeichen „Blauer Engel“ oder mit dem Zertifikat „FSC Recycled“ oder einem vergleichbaren Umweltzeichen zertifiziert ist.



	     ,	den	     
	(Ort)	(Datum)	(ggf. Firmenstempel)
	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)	(Bezeichnung Bieter/Bieterin, Funktion)

